
Nolle. Karl Nolle. In Dresden ein
Name wie Donnerhall. Minister-
präsidenten stürzten über den

sächsischen Sozialdemokraten. Minister
gerieten ins Wanken, Ministerialbeamte
verdanken ihm zahlreiche Überstunden.
Wenn der stets gut informierte Zwei-Zent-
ner-Mann im Landtag seine inquisitori-
schen Anfragen einbrachte, blieb der je-
weiligen Regierung häufig nur noch der
geordnete Rückzug.

Nolle, der furchtlose Verfechter der De-
mokratie, ist nur noch ein Schatten seiner
selbst. Der Mann hat heute Angst vor sei-
nem Briefkasten. Wenn er nur in die Nähe
der silbernen Blechkiste kommt, spielt der
Kreislauf verrückt. Einschreiben mag der
Abgeordnete gar nicht mehr öffnen. An
Opposition ist nicht zu denken.

Der bundesweit bekannt gewordene
Politiker kämpft um die nackte Existenz.
Die Staatsanwaltschaft Dresden will den
Unternehmer wegen Subventionsbetrugs
belangen, diese Woche soll dafür seine
Immunität als Abgeordneter aufgehoben

werden. Nolles Druckhaus mit seinen 70
Arbeitsplätzen stehe, so sagt er, auf der
Kippe, wenn die Banken nicht einen Zah-
lungsaufschub gewährten. Treiben die
sächsischen Steuerbehörden noch eine
umstrittene 188000-Euro-Forderung ein,
sei er privat wie geschäftlich am Ende.

Und die Staatsregierung wäre ihren
größten Kritiker los.

So scheint die Causa Nolle nicht nur
ein Betrugsfall für die Justiz, sondern wo-
möglich auch ein politisches Lehrstück
darüber, wie unabhängig gewählte Volks-
vertreter tatsächlich sein können. Denn
die Ermittlungen gegen den Abgeordne-
ten weisen Merkwürdigkeiten auf. Sie sei-
en, befindet sein Anwalt Stefan Strewe,
„ein Akt der Willkür“. Angestrengt, um
Nolle „in seinem Ansehen zu beschädi-
gen und in seiner Arbeit als Abgeordne-
ter zu behindern“.

Es war ein Tag Mitte 2007, der das
 Leben des sächsischen „Chefaufklärers“
Karl Nolle nachhaltig ändern sollte. Der
Unternehmer hatte wie jedes Jahr Inves-

titionszulagen für seine Druckerei im
Stadtteil Gruna beantragt. Eine Prüferin
des Dresdner Finanzamts I kam vorbei,
es ging wie üblich um tausend Kleinig-
keiten. Um Bürostühle, die nicht anre-
chenbar sind, um Kosten für die Außen-
anlage und um die Software einer Druck-
maschine. 118000 Euro kostete das Spe-
zialprogramm. Es blieb strittig, ob die Ma-
schine tatsächlich ohne die Software wirt-
schaftlich zu betreiben ist.

Die Prüferin fand, so sagte
sie später den Ermittlern, es sei
ein angenehmer, offener Ter-
min gewesen. Ohne lange De-
batten. Im Büro füllte sie ein
Formular aus. Sie erklärte
 dar in, dass Nolle zwar einige
Positionen unberechtigt be -
antragt habe. Vorsatz oder
Leichtfertigkeit mochte sie da-
bei aber nicht erkennen. Geld
gab es für die strittigen Posten
ohnehin nicht, sie wurden ge-
strichen.

Doch der Fall nahm eine
wundersame Wandlung. Eine
Sachgebietsleiterin änderte
den Vermerk handschriftlich
ohne Datumsangabe und
 Unterschrift. Nun wurde Nol -
le Leichtfertigkeit unterstellt,
was tatsächlich strafbar ist.
Der Vorgang landete im No-
vember 2007 bei der Bußgeld-
und Strafsachenstelle. Jetzt
gab es einen Anfangsverdacht.
Das Verfahren nahm seinen
Lauf.

In einer dienstlichen Er -
klärung versichert die Frau,
sie habe einfach eine ande-
re Rechtsauffassung gehabt.
Doch interessant ist der Zeit-

punkt, an dem es zu der Anzeige gegen
Nolle kam. Im Sommer 2007 war die
Sächsische Landesbank nur knapp dem
Bankrott entronnen. Ministerpräsident
Georg Milbradt stand massiv unter Druck.
Er regierte zwar mit der SPD, doch einer
seiner schärfsten Kritiker war deren Ab-
geordneter Karl Nolle. Die Emotionen
kochten hoch. Der CDU-Generalsekretär
musste gar eine Unterlassungserklärung
wegen falscher Anschuldigungen gegen
den Druckereibesitzer unterzeichnen.
Die Union wütete lautstark gegen den
 renitenten Sozi.

Der Vorgang erinnert an einen ande-
ren sächsischen Steuerfall, der Ende der
neunziger Jahre die Gemüter im Frei-
staat erhitzte. Der Rechtsanwalt Rainer
Maria Wollny hatte die Regierung mona-
telang mit Verfahren um den Flughafen
Leipzig/Halle genervt. Er gewann reihen-
weise Prozesse um Grundstücke, die
Sachsen teuer zu stehen kamen. Bis er
im Sommer 1998 in den Urlaub fuhr und
die Steuerfahndung bei ihm einrückte:
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„Akt der Willkür“
Der SPD-Landtagsabgeordnete und Unternehmer Karl Nolle 
soll sich wegen Subventionsbetrugs verantworten. Will die

schwarz-gelbe Regierung so ihren schärfsten Kritiker loswerden?

Unternehmer Nolle: Besuch von den Königstreuen
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Wollny sollte Steuern hin-
terzogen haben.

Es gab damals den Ver-
dacht illegaler Absprachen
zwischen Justiz- und Finanz-
behörden. Beweise fand
man nicht. Das Wollny-Ver-
fahren wurde eingestellt,
doch die Banken wollten
dem Juristen keine Kredite
mehr geben, Mandanten
sprangen ab. Wollny verlor
die Anwaltszulassung.

Heute lebt der Jurist in
Kambodscha. Er beklagt sich
noch immer über willkürli-
che Ermittlungen gegen miss-
liebige Bürger in Sachsen.

Auch Nolle erinnert sich
an eine Sonderprüfung im
Jahr 2002. Es war das Jahr,
als Kurt Biedenkopf zurück-
trat. Der Prüfer habe zu ihm
gesagt: „Die Königstreuen
haben mich geschickt.“

Das Finanzamt will sich
zu den aktuellen Vorwürfen
gegen den Unternehmer
nicht äußern. Das Finanzmi-
nisterium versichert, nur die Staatsanwäl-
te seien Herr des Verfahrens. Dort wird
eine eventuelle politische Einflussnahme
kategorisch ausgeschlossen. 

Unstrittig ist: 2008 intensivierten die
Steuerprüfer ihr Interesse an Nolles Buch-
führung. Sie kontrollierten längst abge-
schlossene Vorgänge. Und so geriet eine
Druckmaschine, die Nolle 2005 für rund
drei Millionen Euro angeschafft hatte, ins
Visier der Ermittler: Am 22. Dezember
war der Koloss angeliefert worden. Viele
Firmen bestellen zum Jahresende, weil
sich so die Frist bis zur Auszahlung der
staatlichen Investitionszulage – in diesem
Fall knapp eine Million Euro – verkürzen
lässt. Seit Herbst hatte Nolle schon elf
neue Leute eingestellt und zusätzliche
Druckaufträge akquiriert. Am 30. Dezem-
ber war die Maschine nach Nolles Anga-
ben komplett aufgebaut.

Doch war sie damit im alten Jahr auch
in Betrieb? Oder wurden die finalen Ar-
beiten erst im Januar erledigt? Und wäre
die Maschine folglich erst im Jahr 2006
förderfähig gewesen? Eine Frage, die nor-
malerweise vor Finanzgerichten geklärt
wird. Bei Nolle führte es jedoch zu einer
zweiten Anzeige bei der Strafsachenstelle
im Oktober 2008.

Wieder ein denkwürdiges Datum. Der
Sozialdemokrat war erneut bei den Re-
gierenden unangenehm aufgefallen. Er
hatte in den Wochen zuvor CDU-Justiz-
minister Geert Mackenroth mehrfach
zum Rücktritt aufgefordert.

Im Wahljahr 2009 übergaben die Fi-
nanzbehörden den Fall der Staatsanwalt-
schaft Dresden. Sie waren auch im Antrag
von 2008 fündig geworden. Damals hatte

kundigen sich wegen des
 angeblichen Subventionsbe-
trugs. Auch ein CDU-Abge-
ordneter wird tätig. Er fragt
bei der Staatsregierung nach
Aufträgen von Staatsminis-
terien und Behörden an Nol-
les Druckunternehmen.

Die Staatskanzlei von Mi-
nisterpräsident Stanislaw Til-
lich antwortet in seltener
Genauigkeit: Auf 26 Seiten
werden sämtliche Auftrag -
geber und Auftragsvolumen
gelistet. Es ist jetzt ein glä-
sernes Druckhaus – auch für
Konkurrenten. Wegen der
öffentlichen Debatte sprin-
gen erste staatliche Auftrag-
geber ab. Nolles kritische
Fragen im Parlament wer-
den seltener. Der Quergeist
ist schon jetzt diszipliniert,
er liegt wochenlang krank
danieder.

Seine Anwälte, darunter
der renommierte Berliner
Wirtschaftsstrafrechtler Da-
niel M. Krause, sind irritiert.

Es sei, so Krause, äußerst selten, dass
„sich eine Staatsanwaltschaft auf der
Hand liegenden Entlastungsmomenten
derart verschließt“. Nie habe Nolle in sei-
nen Subventionsanträgen etwas verschlei-
ert, immer seien sämtliche Belege ange-
hängt worden. Gab es im Finanzamt eine
andere Meinung, sei die Position eben
her ausgenommen worden – wie bei jeder
privaten Steuererklärung. 

Die Prüferin sagte den Ermittlern, dass
Subventionen für Software häufig irrtüm-
lich beantragt würden. Oft auch jedes
Jahr wieder. Die Gesetzeslage sei eben
schwierig.

Die Frage, ob die Druckmaschine zum
Ende des Jahres vollständig einsatzbereit
sein musste oder nicht, hält Anwalt Krau-
se für entschieden: Der Bundesfinanzhof
sehe den Tag der Anlieferung von Ma-
schinen als maßgeblich für eine Förde-
rung an.

Die Staatsanwaltschaft wirft Nolle in-
des eine Verletzung seiner Prüfungs- und
Nachforschungspflichten vor – also leicht-
fertigen Subventionsbetrug. Die Ermittler
wollen einen Strafbefehl erreichen.

Inzwischen erhielt Nolle wegen der
Druckmaschine einen Bescheid auf Zah-
lung von 188100 Euro. Es sind Zinsen,
nicht etwa für das eine Jahr, in dem die
Investitionshilfe angeblich zu früh gezahlt
wurde. Sondern von 2006 bis heute. Da-
bei hat selbst die Staatsanwaltschaft nur
einen Zinsschaden von 47 000 Euro ermit-
telt.

Der Unternehmer hat Einspruch einge-
legt. Wenn er die Summe wirklich zahlen
solle, sagt er, dann könne dies das Ende
der Firma sein. STEFFEN WINTER
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das Finanzamt die über 600000 Euro För-
dermittel für Nolles Druckerei um 3600
Euro gekürzt, weil falsch beantragt wor-
den war. Der Behörde genügte es als drit-
ter Verdacht auf Subventionsbetrug – für
einen kompromisslosen Streiter für Sau-
berkeit und Lauterkeit ein Desaster.

Der Finanzminister wird informiert.
Weil Nolle Abgeordneter ist, muss vor
den Ermittlungen die Immunität auf -
gehoben werden. Noch bevor der dafür
zuständige Ausschuss entscheiden kann,
berichtet schon die „Freie Presse“ aus
Chemnitz: „Ermittlungen gegen Nolle we-

gen Betrugs. SPD-Aufklärer unter Ver -
dacht“. Die Nachricht ist in der Welt, bei
Nolle stehen die Telefone nicht mehr still.

Der Landesdatenschützer, der den Vor-
gang untersuchte, hält es für „nahezu aus-
geschlossen“, dass der Tipp an die Presse
aus der Finanzverwaltung stammte. Im
Landtag hätten den Vorgang nur der Prä-
sident und seine Sekretärin gekannt. Blie-
be die Justiz, die jede Schuld von sich
weist.

Es gab Ermittlungen gegen Unbekannt
und ein anonymes Schreiben, das bei ei-
nem der drei Nolle-Anwälte einging. Dar -
in wird das Justizministerium beschuldigt,
die Nachricht verbreitet zu haben. Dort
zeigt man sich entrüstet. 

Nolles Probleme wachsen weiter. Die
Wirtschaftskrise macht vor den Druckern
nicht halt, erste Kunden und Banken er-

Unions-Politiker Milbradt, Tillich: Wut auf den renitenten Sozi
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Ein anonymes Schreiben

legt eine Spur 

ins Justizministerium.




